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. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

VWGG 8§ 28 heute

VwGG § 28 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwGG § 28 guiltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGG 8§ 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
VwGG 8§ 28 gliltig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
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6. VWGG 8§ 28 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VwWGG 8§ 28 gultig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 330/1990

8. VwWGG 8§ 28 guiltig von 05.01.1985 bis 31.12.1990
1. VWGG 8 34 heute
2. VWGG § 34 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021
3. VwGG § 34 glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
4. VwGG 8 34 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VWGG § 34 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG 8 34 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VWGG 8 34 gultig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 88/1997
8. VWGG § 34 giiltig von 05.01.1985 bis 31.08.1997

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Pfiel sowie den Hofrat Dr. Plrgy und die
Hofratin Mag. Dr. Pieler als Richter, unter Mitwirkung des SchriftfUhrers Mag. Salama, Uber die Revision des H A,
vertreten durch Mag. Wissam Barbar, Rechtsanwalt in 1110 Wien, Simmeringer HauptstraBe 24/210b, gegen das
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. September 2024, W292 2288768-1/7E, betreffend eine
Angelegenheit nach dem AsylG 2005 (belangte Behorde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt fir Fremdenwesen

und Asyl), den Beschluss gefasst:
Spruch

Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriindung

1

Der Revisionswerber, ein syrischer Staatsangehériger, stellte am 17. September 2022 einen Antrag auf internationalen
Schutz, den er mit der drohenden Einziehung zum Militar fUr das syrische Regime und einer Inhaftierung durch das
syrische Regime begrindete.

2

Mit Bescheid vom 16. Februar 2024 wies das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) den Antrag des
Revisionswerbers auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten ab, erkannte ihm den Status des subsidiar
Schutzberechtigten zu und erteilte ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung.

3

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) die gegen die Nichtzuerkennung des
Status des Asylberechtigten erhobene Beschwerde des Revisionswerbers - nach Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung - als unbegrindet ab und sprach aus, dass die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig sei.Mit
dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) die gegen die Nichtzuerkennung des
Status des Asylberechtigten erhobene Beschwerde des Revisionswerbers - nach Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung - als unbegriindet ab und sprach aus, dass die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig
sei.

Begriindend filhrte es aus, dass der Revisionswerber keine glaubhaft verinnerlichte politische Uberzeugung gegen das
syrische Regime oder gegen den Dienst an der Waffe an sich aufweise und ihm auch keine politisch oppositionelle
Gesinnung unterstellt werde. Es ldgen somit die Tatbestandselemente der behaupteten Verfolgung nicht vor.

4
Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die vorliegende auRerordentliche Revision.

5

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Nach
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
Gemal? § 34 Abs. 1 VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG
nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.GemaR Paragraph 34, Absatz
eins, VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.

Nach & 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemaR
Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer auBerordentlichen Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der daflr in der Revision vorgebrachten Griinde (8 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprifen.Nach Paragraph 34, Absatz eins
a, VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemal3 Artikel 133, Absatz
4, B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer auBerordentlichen Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im
Rahmen der dafur in der Revision vorgebrachten Grunde (Paragraph 28, Absatz 3, VwGG) zu Uberprufen.

6

Die Revision bringt zur Begriindung ihrer Zulassigkeit zusammengefasst vor, dass die Beweiswirdigung hinsichtlich der
Asylrelevanz der Wehrdienstverweigerung und des Freikaufs unschlussig sei, das BVwG seine amtswegige
Ermittlungspflicht in Bezug auf das Militarbuch des Revisionswerbers verletzt habe, und das BVwG das Verfahren in
Anlehnung an das Urteil des EuGH in der Rechtssache C-596/24 hatte aussetzen mussen.

7

Nach sténdiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dieser als Rechtsinstanz zur Uberpriifung der
Beweiswurdigung im Allgemeinen nicht berufen. Im Zusammenhang mit der Beweiswirdigung liegt eine Rechtsfrage
von grundsatzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die Beweiswurdigung in einer die
Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat (vgl. VwGH 15.10.2024,

Ra 2024/19/0416, mwN).Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dieser als Rechtsinstanz zur
Uberprifung der Beweiswiirdigung im Allgemeinen nicht berufen. Im Zusammenhang mit der Beweiswiirdigung liegt
eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die Beweiswurdigung in
einer die Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat vergleiche , VwGH 15.10.2024,
Ra 2024/19/0416, mwN).

8

Voraussetzung fur die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten ist nach 8 3 Abs. 1 AsylG 2005, dass dem
Asylwerber im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinn des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention (GFK),
also aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung, droht (vgl. VwGH 22.8.2024, Ra 2021/19/0389, mwN).Voraussetzung fur die Zuerkennung des
Status eines Asylberechtigten ist nach Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005, dass dem Asylwerber im Herkunftsstaat
Verfolgung im Sinn des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Flliichtlingskonvention (GFK), also aus Grinden der
Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung,
droht vergleiche , VWGH 22.8.2024, Ra 2021/19/0389, mwN).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes stellt die Furcht vor der Ableistung des Militardienstes
bzw. der bei seiner Verweigerung drohenden Bestrafung im Allgemeinen keine asylrechtlich relevante Verfolgung dar,
sondern konnte nur bei Vorliegen eines Konventionsgrundes Asyl rechtfertigen (vgl. VwGH 31.10.2023,
Ro 2023/19/0002, mwN). Wie der Verwaltungsgerichtshof zur moglichen Asylrelevanz von Wehrdienstverweigerung
naher ausgefihrt hat, kann auch der Gefahr einer allen Wehrdienstverweigerern bzw. Deserteuren im Herkunftsstaat
gleichermalRen drohenden Bestrafung asylrechtliche Bedeutung zukommen, wenn das Verhalten des Betroffenen auf
politischen oder religivsen Uberzeugungen beruht oder dem Betroffenen wegen dieses Verhaltens vom Staat eine
oppositionelle Gesinnung unterstellt wird und den Sanktionen - wie etwa der Anwendung von Folter - jede
VerhaltnismaRigkeit fehlt. Unter dem Gesichtspunkt des Zwanges zu volkerrechtswidrigen Militdraktionen kann auch
eine ,bloRe” Gefangnisstrafe asylrelevante Verfolgung sein.Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
stellt die Furcht vor der Ableistung des Militdrdienstes bzw. der bei seiner Verweigerung drohenden Bestrafung im
Allgemeinen keine asylrechtlich relevante Verfolgung dar, sondern kénnte nur bei Vorliegen eines Konventionsgrundes
Asyl rechtfertigen vergleiche , VwWGH 31.10.2023, Ro 2023/19/0002, mwN). Wie der Verwaltungsgerichtshof zur
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moglichen Asylrelevanz von Wehrdienstverweigerung naher ausgefihrt hat, kann auch der Gefahr einer allen
Wehrdienstverweigerern bzw. Deserteuren im Herkunftsstaat gleichermal’en drohenden Bestrafung asylrechtliche
Bedeutung zukommen, wenn das Verhalten des Betroffenen auf politischen oder religivsen Uberzeugungen beruht
oder dem Betroffenen wegen dieses Verhaltens vom Staat eine oppositionelle Gesinnung unterstellt wird und den
Sanktionen - wie etwa der Anwendung von Folter - jede VerhaltnismaRigkeit fehlt. Unter dem Gesichtspunkt des
Zwanges zu volkerrechtswidrigen Militaraktionen kann auch eine ,bloRe” Gefangnisstrafe asylrelevante Verfolgung

sein.

Fehlt ein kausaler Zusammenhang mit einem oder mehreren Konventionsgriinden, kommt die Asylgewahrung nicht in
Betracht (vgl. nochmals VwWGH Ro 2023/19/0002, mwN).Fehlt ein kausaler Zusammenhang mit einem oder mehreren
Konventionsgrinden, kommt die Asylgewahrung nicht in Betracht vergleiche , nochmals VwGH Ro 2023/19/0002,

mwN).

9

Im vorliegenden Fall zeigt die Revision nicht auf, dass der Revisionswerber in Bezug auf eine ihm drohende Einziehung
zum Wehrdienst im Verfahren vor dem BFA oder im Beschwerdeverfahren ein entsprechend begriindetes Vorbringen
erstattet hatte, das einen kausalen Zusammenhang zu einem Konventionsgrund im oben beschriebenen Sinn
erkennen |asst. Eine vom Verwaltungsgerichtshof aufzugreifende Mangelhaftigkeit der Beweiswirdigung dahingehend
vermag die Revision ebenso nicht aufzuzeigen.

10

Vor dem Hintergrund des Fehlens eines kausalen Zusammenhangs ist aber dem - auf der Pramisse des Vorliegens
eines Verfolgungsgrundes des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK aufbauenden - weiteren Revisionsvorbringen zum Freikauf
und der amtswegigen Ermittlungspflicht in Bezug auf das Militarbuch des Revisionswerbers der Boden entzogen.Vor
dem Hintergrund des Fehlens eines kausalen Zusammenhangs ist aber dem - auf der Pramisse des Vorliegens eines
Verfolgungsgrundes des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK aufbauenden - weiteren Revisionsvorbringen zum
Freikauf und der amtswegigen Ermittlungspflicht in Bezug auf das Militarbuch des Revisionswerbers der Boden
entzogen.

11

In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukame. Die Revision war daher gemalB 8 34 Abs. 1 VWGG ohne weiteres Verfahren zurtickzuweisen.In der
Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukame. Die Revision war daher gemaR Paragraph 34, Absatz eins, VWGG ohne weiteres Verfahren
zurlckzuweisen.

Wien, am 12. Dezember 2024
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